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Kapitel 3: Fallbeispiel Überschuldungsstatus

1. Fallbeispiel zur Erstellung eines Überschuldungsstatus

1.1. Ausgangslage

Die Geschäftsführung der Muster-GmbH hat aufgrund der aktuellen schwierigen wirtschaftlichen Situation mit erheblichen Ertrags- und Liquiditätsproblemen zu kämpfen. Eine in Auftrag gegebene Fortbestehensprognose im Sinne einer Zahlungsfähigkeitsprognose für die nächsten 12 bis 18 Monate führt zu folgendem Ergebnis:

· Die Muster-GmbH ist nicht zahlungsunfähig und auch im Prognosezeitraum jederzeit in der Lage, die jeweils bestehenden Verbindlichkeiten fristgerecht zu bedienen. Hieraus ergibt sich eine positive Fortbestehensprognose. 

Vor diesem Hintergrund ist kein Überschuldungsstatus zu erstellen, da für diesen Fall nach § 19 Abs. 2 InsO eine rechtlich relevante Überschuldung nicht gegeben ist.

· Die Muster-GmbH ist drohend zahlungsunfähig. Hieraus ergibt sich eine negative Fortbestehensprognose. 

Vor diesem Hintergrund ist ein Überschuldungsstatus zu Liquidationswerten zu erstellen.

1.2. Erläuterungen zum Überschuldungsstatus

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich auf den Überschuldungsstatus der Muster-GmbH, welcher als Beispiel zu verstehen ist. Alle Werte und Prämissen sind frei gewählt und dienen lediglich der Erläuterung des Überschuldungsstatus.

1.2.1 Vermögenspositionen

· Aufwendungen für die Ingangsetzung und Erweiterung des Geschäftsbetriebs

Bei den Aufwendungen für die Ingangsetzung und die Erweiterung des Geschäftsbetriebes handelt es sich gemäß § 269 HGB um eine Bilanzierungshilfe. Der Ansatz einer Bilanzierungshilfe dient im Allgemeinen der Vermeidung oder Verringerung eines Verlustausweises in der Anlaufphase des Unternehmens oder in Phasen der Unternehmenserweiterung und bezweckt ferner eine gewisse Glättung des Periodenerfolgs. Dabei wird unterstellt, dass die getätigten Aufwendungen für die zukünf​tige Geschäftstätigkeit nützlich sind. 

Ein Ansatz von Aufwendungen für die Ingangsetzung und die Erweiterung des Geschäftsbetriebes ist im Überschuldungsstatus nicht möglich.

· Ausstehende Einlagen

Ausstehende Einlagen dürfen im Überschuldungsstatus angesetzt werden, wenn mit ihrer Einbringlichkeit gerechnet werden kann, also in Abhängigkeit von der Bonität der Gesellschafter.

Der Wertansatz erfolgt zum Nennwert, ggf. unter Berücksichtigung angemessener Wertberichtigungen, die dem Vorsichtsprinzip Rechnung tragen, da die Gesellschafter unter Umständen für weitere Verbindlichkeiten der Gesellschaft haften. 

Im Beispiel wird mit einem Zahlungsausfall von 50 % im Liquidationsfall gerechnet.

· Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

Unter Liquidationsgesichtspunkten kann diese Position in der Überschuldungsbilanz nur angesetzt werden, sofern diese Positionen einzeln verkehrsfähig und somit selbständig verwertbar sind. Der Wertansatz orientiert sich an geschätzten, zu realisierenden Erlösen unter Berücksichtigung des Vorsichtsprinzips.

Im Beispielsfall werden entgeltlich erworbene Markenrechte in Höhe von EUR 50.000,00 angesetzt, da dem Unternehmen hierfür ein konkretes Kaufangebot vorliegt.

· Geschäfts- oder Firmenwert

Generell kann ein originär geschaffener Geschäfts- oder Firmenwert (kurz: Geschäftswert) im Überschuldungsstatus für fort​zuführende Unternehmensteile nicht angesetzt werden. In der Literatur wird teilweise ein Ansatz für zulässig erachtet, wenn der Markt nach sachverständigem Urteil bereit ist, beim Verkauf des Un​ternehmens einen Firmenwert zu bezahlen. Ist dies der Fall, so ist der Geschäftswert die Residualgröße aus dem sicheren Kaufpreis für das gesamte Unternehmen abzüglich der Differenz aus übernommenen Vermögensgegenständen und übernommenen Schulden.

Vor diesem Hintergrund kann bei zu liquidierenden Unternehmensteilen der Ansatz eines originären Geschäftswertes gerechtfertigt sein, wenn konkrete Verhandlungen bestehen, die eine Veräußerung von ganzen Betriebsteilen als Gesamtheit vorsehen und hierbei dem Geschäftswert ein Anteil am Veräußerungserlös zugerechnet werden kann.

Für die Muster-GmbH wird angenommen, dass im Rahmen der Liquidation ein Betriebsteil veräußert wird und dabei ein originärer Firmenwert in Höhe von insgesamt EUR 50.000,00 realisiert werden kann.

Im Unterschied zum originären Geschäftswert ist der derivative Geschäftswert durch eine Markttransaktion bestätigt worden, woraus sich die Annahme begründen lässt, dass die Realisierung eines derivativ erworbenen Geschäftswerts weniger riskant sei, als die Realisierung eines originären Geschäftswerts. Ein derivativer Geschäftswert kann, sofern verkehrsfähig, im Überschuldungsstatus fortgeführt werden. Der Wertansatz orientiert sich an geschätzten, zu realisierenden Erlösen unter Berücksichtigung des Vorsichtsprinzips.

Im Beispiel hat das Krisenunternehmen keinen derivativen Geschäftswert bilanziert, daher erfolgt auch kein Wertansatz im Überschuldungsstatus.

· Sachanlagevermögen

Sachanlagen sind im Überschuldungsstatus anzusetzen, soweit sie verwertbar sind. Im Falle der Liquidation sind die Vermögenspositionen unter Einzelveräußerungsaspekten anzusetzen und zu bewerten. Der Wertansatz orientiert sich am voraussichtlichen Veräußerungserlös unter Berücksichtigung des Vorsichtsprinzips.

· Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken

Falls vorhanden, können bei der Bewertung von Grundstücken aktuelle Verkehrswertgutachten, die von Sachverständigenbüros erstellt wurden, nützlich sein. Ist dies nicht der Fall, können die jährlich neu ermittelten Bodenrichtwertkarteien der Gutachterausschüsse der einzelnen Bundesländer bei der Bewertung und dem Ansatz herangezogen werden.

Gebäude werden mit dem Wert angesetzt, der am Markt realisiert werden kann. Entscheidend bei der Bewertung von Gebäuden ist sowohl die regionale Lage, als auch Alter und Zustand. Stehen aktuelle Verkehrswertgutachten zur Verfügung, können die ermittelten Werte als Anhaltspunkt in die Bewertung mit einfließen.

Im Beispielfall wird unterstellt, dass auf Basis eines vorliegenden, aktuellen Verkehrswertgutachtens der Zeitwert des Grundstückes deutlich über dem Buchwert liegt. Im Liquidationsfall wird der Wert aufgrund zeitlicher Restriktionen bei der notwendigen Verwertung sowie aufgrund dabei anfallender Verwertungskosten mit EUR 5.500.000,00 angesetzt und somit stille Reserven in Höhe von EUR 1.000.000,00 realisiert.

· Technische Anlagen und Maschinen sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung

Die Verwertbarkeit am Markt dient als alleiniger Entscheidungsfaktor für die durch die Wertindikation ermittelten, beizulegenden Vermögenswerte. Bei negativer Prognose sind Liquidationswerte, d.h. Einzelveräußerungspreise anzusetzen. Diese sind im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Überlegungen zu schätzen oder durch Gutachten von Auktionatoren oder Maschinenverwertern zu unterlegen. 

Mangels Verwertungsalternativen wurde im Liquidationsfall ein Verwertungs- bzw. Schrotterlös von insgesamt EUR 520.000,00 angesetzt. Diesem Wertansatz liegt die Annahme zu Grunde, dass Teile der Anlagen sowie die Betriebs- und Geschäftsausstattung sehr betriebsspezifisch sind und die Nachfrage auf dem freien Markt voraussichtlich eingeschränkt sein wird.

· Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

Der Liquidationswert entspricht dem Wert, in dessen Höhe eine Rückzahlung sicher zu erwarten ist. Anlagen im Bau sind nicht mit den bisherigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu bewerten, sondern mit dem voraussichtlichen Veräußerungswert.

Die Muster-GmbH hat keine geleisteten Anzahlungen und Anlagen im Bau ausgewiesen.

· Finanzanlagevermögen

Finanzanlagen sind im Überschuldungsstatus mit ihrem beizulegenden Wert anzusetzen. Dieser ergibt sich aus dem Börsen- oder Marktpreis am Bilanzstichtag, sofern die Finanzanlagen auf einem Markt gehandelt werden. Auch zeitnah zurückliegende Verkäufe können Anhaltspunkte für den beizulegenden Wert liefern. Werden die Finanzanlagen nicht am Markt gehandelt und gibt es keine zurückliegenden Verkäufe, so ist der Ertragswert zu bestimmen.

Anteile an assoziierten oder verbundenen Unternehmen sind auf ihre Werthaltigkeit hin zu überprüfen. Befinden sich die Unternehmen, an denen die Beteiligungen bestehen, selbst in der Krise, so sind die Wertansätze anzupassen.

Die Wertansätze orientieren sich an geschätzten, zu realisierenden Verkaufserlösen unter Berücksichtigung des Vorsichtsprinzips oder am aktuellen Kurswert.

Die Anteile an verbundenen Unternehmen wurden auf ihre Werthaltigkeit hin überprüft. Gründe für mögliche Aufwertungen liegen nicht vor. Im Liquidationsfall wird bei Unternehmen X eine Teilwertabschreibung in Höhe von 50 % berücksichtigt. Ferner wird davon ausgegangen, dass die bestehende negative Fortbestehensprognose der Muster-GmbH erhebliche Auswirkungen auf Unternehmen XY hat. Die vorgelagerte Krise des Unternehmens löst bei dem verbundenen Unternehmen XY ebenfalls einen existenzbedrohenden Zustand aus, so dass hier eine Wertberichtigung von 100 % vorgenommen wurde.

Bei den Beteiligungen gelten die vorstehenden Ausführungen analog. Bei der Beteiligung Y wurde eine Wertberichtigung von 50 %, bei der Beteiligung YZ von 100 % vorgenommen.

Die Muster-GmbH besitzt keine Wertpapiere des Anlagevermögens bzw. sonstigen Finanzanlagen.

· Vorräte

Im Falle einer negativen Fortbestehensprognose sind für die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe die (Netto-)Veräußerungswerte abzüglich anfallender Liquidationskosten anzusetzen. Bestehende Eigentumsvorbehalte haben für den Wertansatz keine Bedeutung, denn die entsprechende Berücksichtigung schlägt sich auf der Passivseite unter den ungekürzten, also in voller Höhe, ausgewiesenen Verbindlichkeiten nieder. Sofern bei den unfertigen Erzeugnissen eine Fertigstellung vorgesehen ist, wird der Ansatz in Höhe des „Halbfertigwertes“ vorgenommen, ansonsten bestimmt der (Netto-)Verkaufserlös oder der Schrottwert, sofern keine Nachfrage besteht, die Höhe des Wertansatzes. Unter der Prämisse der negativen Fortführungsfähigkeit sind insbesondere unfertige Leistungen im Regelfall mit Null anzusetzen. Die fertigen Erzeugnisse sind in Höhe des (Netto-)Verkaufserlöses zu berücksichtigen.

Die Wertansätze orientieren sich an geschätzten, zu realisierenden Verkaufserlösen unter Berücksichtigung des Vorsichtsprinzips oder am Schrottwert.

Für die Vorräte wurden entsprechende Reichweiten- und Gängigkeitsabschläge berücksichtigt. Im Liquidationsfall werden mangels Verwertungsalternativen höhere Abschläge vorgenommen.

Bei den Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen beträgt der Wertabschlag 50 %, bei den unfertigen Erzeugnissen 80 % und bei den Fertigerzeugnissen 10 %.

· Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Grundsätzlich erfolgt der Ansatz der Forderungen zum Nennwert, soweit unter Beachtung des kaufmännischen Vorsichtsprinzips keine Wertberichtigungen gebildet werden müssen. Wertberichtigungen sind vorzunehmen, wenn der Bestand der Forderung aufgrund von Einwendungen des Schuldners zweifelhaft oder die Bonität des Schuldners unsicher ist. Grundsätzlicher Bewertungsmaßstab ist somit die voraussichtliche Realisierbarkeit des Anspruchs.

Im Liquidationsfall ist die Wertberichtigungsquote erfahrungsgemäß höher, da sowohl mit einer höheren Reklamationsquote, möglichen Aufrechnungsansprüchen und auch mit einer sinkenden Zahlungsmoral der Debitoren gerechnet werden muss.

Die Wertansätze orientieren sich am Nominalwert der Forderungen unter Berücksichtigung von angemessenen Wertberichtigungen. Im Liquidationsfall liegen die Wertberichtigungen aufgrund sinkender Zahlungsmoral sowie Reklamationen der Debitoren bei insgesamt 15 %.

· Forderungen gegen verbundene Unternehmen u.a. 

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen sind einzeln auf ihre Werthaltigkeit hin zu überprüfen; es gelten die allgemeinen Grundsätze. Da sich diese Unternehmen annahmegemäß ebenfalls in der Krise befinden, wurden Wertabschläge in Höhe von 50 % auf Forderungen gegen verbundene Unternehmen und gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, vorgenommen.

· Forderungen aus Verlustübernahme (Ergebnisabführungsverträgen)

Forderungen aus Verlustübernahme (§ 302 AktG) gegen ein herrschendes Unternehmen sind im Überschuldungsstatus anzusetzen, falls das zum Ausgleich verpflichtete Unternehmen fähig ist, die Verluste zu übernehmen, eine Realisierung der For​derung also überwiegend wahrscheinlich ist. Dabei sind nicht nur die Verluste, die sich aus dem letzten festgestellten Jahresabschluss ergeben, sondern auch solche, die im aktuellen Rumpfgeschäftsjahr bis zum Stichtag des Überschuldungsstatus aufgelaufen sind, zu berücksichtigen. 

Die Muster-GmbH hat keinen Ergebnisabführungsvertrag geschlossen.

· Sonstige Vermögensgegenstände

Die sonstigen Vermögensgegenstände sind mit dem ihnen beizulegenden Wert anzusetzen. Im Beispielsfall wird die volle Werthaltigkeit der Vermögenswerte unterstellt (z.B. Forderungen gegenüber dem Finanzamt).

· Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

Die flüssigen Mittel sind mit ihrem Nominalbetrag in Höhe von EUR 65.000,00 anzusetzen.

· Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Bei negativer Fortbestehensprognose können aktive Rechnungsabgrenzungsposten nur angesetzt werden, soweit bei Kündigung des zugrunde liegenden Vertragsverhältnisses tatsächlich mit einem aktivierbaren Rückerstattungsanspruch zu rechnen ist.

Somit kommt nur in Ausnahmefällen ein Wertansatz im Überschuldungsstatus in Frage. Die Bewertung erfolgt dann zum Anrechnungsbetrag. Sofern es sich um Ansprüche handelt, die in Geld transferiert werden können, ist ein Ansatz möglich. 

Im Beispielsfall wird der aktive Rechnungsabgrenzungsposten mit Null angesetzt.

· Aktive latente Steuern

Aktive latente Steuern können dem Grunde nach angesetzt werden, wobei aufgrund der bevorstehenden Liquidation die Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme des Steuervorteils regelmäßig sinkt. Insbesondere die Nutzbarkeit steuerlicher Verlustvorträge ist davon betroffen, weshalb aktive latente Steuern in den meisten Fällen nicht mehr werthaltig sein werden.
Im Beispielfall werden keine aktiven latenten Steuern ausgewiesen.
1.2.2 Schuldposten

· Eigenkapital

Das ausgewiesene Eigenkapital findet im Überschuldungsstatus keinen Niederschlag, da es sich nicht um eine „echte“ Verbindlichkeit, sondern um Haftkapital handelt. An Stelle dessen stellt die Differenz zwischen dem Vermögen und den Schulden das Reinvermögen des Unternehmens dar. 

· Sonderposten für Investitionszuschüsse und Zulagen

Der Ansatz des Postens im Überschuldungsstatus ist davon abhängig, ob nach den entsprechenden Zuschussbedingungen oder den gesetzlichen Grundlagen für die Gewährung der Investitionszulage bei Liquidation des Unternehmens mit einer Rückforderung des erhaltenen Zuschusses zu rechnen ist.

Sofern eine Rückforderung droht, ist ein Schuldposten in den Überschuldungsstatus aufzunehmen und mit dem voraussichtlichen Rückforderungsanspruch zu bewerten.

Die Muster-GmbH hat in der Vergangenheit keine Investitionszuschüsse oder Zulagen erhalten.

· Rückstellungen

Die in einer Jahresbilanz handelsrechtlich auszuweisenden Rückstellungen sind grundsätzlich auch im Überschuldungsstatus zu passivieren, wenn ernsthaft mit einer Inanspruchnahme zu rechnen ist. Anzusetzen sind alle Verbindlichkeiten, die im Falle einer Verfahrenseröffnung Insolvenzforderungen begründen und aus der Masse zu befriedigen sind. Rückstellungen für Verbindlichkeiten, die erst durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Kosten der Insolvenzverwaltung, Gerichtskosten) begründet werden, dürfen nicht berücksichtigt werden. Hingegen sind Kosten der planmäßigen Abwicklung des Unternehmens oder im Zusammenhang mit dem Verkauf von Vermögensgegenständen (Gutachterkosten) zurückzustellen.

· Pensionsrückstellungen

Rückstellungen für laufende Pensionsverpflichtungen sind gemäß § 253 Abs. 1 S. 2 HGB mit dem Barwert anzusetzen, da für diese Verpflichtungen keine Gegenleistung mehr erwartet werden kann. Der Barwert beinhaltet das kapitalmarktgerechte abgezinste Kapital, welches zur Befriedigung der Rentenansprüche nach versicherungsmathematischen Grundsätzen aufgebracht werden muss. Ob im Einzelfall eine Kürzung oder eine vorübergehende Einstellung der Pensionszahlungen zulässig ist, wenn dadurch in Verbindung mit anderen Maßnahmen die Existenzgefährdung des Unternehmens abgewendet werden kann, muss gesondert geprüft werden.

Der Schuldposten ist anzusetzen, sofern kein Kürzungsvorbehalt besteht, der Wertansatz erfolgt zum Barwert der Verpflichtung. Dieser beträgt im Beispielsfall auf Grundlage eines versicherungsmathematischen Gutachtens EUR 4.500.000,00.

· Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste aus schwebenden Geschäften 

Im Überschuldungsstatus sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste grundsätzlich zu passivieren, denn insoweit gilt auch im Überschuldungsstatus das Vorsichtsprinzip.

Ist infolge der wirtschaftlichen Situation des Unternehmens nicht mit der Erfüllung des dem Drohverlust zugrunde liegenden Vertrags zu rechnen, ist ggf. anstelle der Drohverlustrückstellung alternativ eine Rückstellung für drohende Schadensersatzansprüche zu bilden.

Der Wertansatz erfolgt somit jeweils mit dem voraussichtlichen Erfüllungsbetrag. Im Beispielsfall drohen Schadenersatzansprüche von Leasinggesellschaften und Vermietern in Höhe von EUR 1.500.000,00 für Dauerschuldverhältnisse. Die Ermittlung erfolgt dabei auf Basis der Restlaufzeiten der jeweiligen Verträge unter Berücksichtigung der monatlichen Leasing- und Mietverpflichtungen.

· Aufwandsrückstellungen i.S.v. § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB

Die Höhe der einzelnen Rückstellungen ist nach dem wahrscheinlichen Grad und Umfang der Inanspruchnahme zu bestim​men. Nach diesen Grundsätzen anzusetzen und zu bewerten sind z.B. Rückstellungen für Verpflichtungen aus Garantien und Gewährleistungen, Umweltschäden und Haftung für so genannte ökologische Altlasten, Jubiläen, Prozess- oder Steuerrückstellungen, Sozialpläne, Interessensausgleiche oder Schließungs- und Abbaukosten.

Im Liquidationsfall verringert sich der handelsbilanzielle Rückstellungswert für die sonstigen Rückstellungen von EUR 300.000,00 auf EUR 250.000,00. Dies resultiert im Wesentlichen aus dem geringeren Ansatz einzelner Rückstellungen, wie z.B. Jubiläumsrückstellungen, Rückstellungen für Gewährleistungen sowie für die Jahresabschlussprüfung.

Bei den Steuerrückstellungen werden keine Sondersachverhalte berücksichtigt. Daher bleibt der handelsbilanzielle Wertansatz in Höhe von EUR 200.000,00 im Überschuldungstatus erhalten.

· Rückstellungen für Verpflichtungen aus Sozialplänen und Nachteilsausgleich

Sieht das der Unternehmensprognose zu Grunde liegende Unternehmenskonzept Entlassungen vor oder sind aufgrund der ne​gativen Unternehmensprognose ohnehin sämtliche Arbeitnehmer frei zu setzen, sind die entsprechenden Verpflichtungen aus Sozialplänen und Nachteilsausgleich (§§ 112, 113 BetrVerfG) im Überschuldungsstatus anzusetzen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob entsprechende Beschlüsse bereits gefasst sind oder der Betriebsrat informiert wurde. Der Wertansatz erfolgt in Höhe der vertraglich vereinbarten oder voraussichtlich erwarteten Kosten.

Da im Liquidationsfall sämtliche Mitarbeiter freigesetzt werden, sind die Sozialplankosten und die zu zahlenden Abfindungen im Überschuldungsstatus anzusetzen. Ausweislich der Berechnungen des Unternehmens werden Abfindungen und Ausgleichszahlungen in Höhe von insgesamt EUR 2.000.000,00 prognostiziert.

· Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten sind im Überschuldungsstatus grundsätzlich mit ihrem Rückzahlungsbetrag zu passivieren. Verbindlichkeiten, die auf wiederkehrende Leistungen gerichtet sind, sind mit ihrem Barwert zu passivieren. Gestundete Verbindlichkeiten sind ebenfalls anzusetzen, da sie im Insolvenzfall als fällig gelten.

· Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern

Grundsätzlich sind auch solche Verbindlichkeiten im Überschuldungsstatus zu passivieren, die für den Fall der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nachrangige Verbindlichkeiten im Sinne des § 39 InsO wären. Der Gesetzgeber hat in § 19 Abs. 2 InsO die Forderung auf Rückgewähr von Gesellschafterdarlehen oder gleichgestellten Forderungen ausdrücklich in das Verfahren einbezogen.

Die Passivierungspflicht entfällt, wenn der Gesellschafter einen ausdrücklichen Rangrücktritt in den Rang des § 39 Abs. 2 InsO erklärt hat, ansonsten sind subordinierte Gesellschafterdarlehen im Überschuldungsstatus anzusetzen. 

Dies bedeutet, dass Gesellschafterdarlehen grundsätzlich im Überschuldungsstatus anzusetzen sind, sofern kein Rangrücktritt erklärt wurde. Der Wertansatz entspricht dem Rückzahlungsbetrag. 

Die Gesellschafter haben über einen Teilbetrag in Höhe von EUR 100.000,00 einen ausdrücklichen Rangrücktritt in den Rang des § 39 Abs. 2 InsO erklärt. Daher ist dieser Betrag nicht im Überschuldungsstatus zu berücksichtigen.

· Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag zu bilanzieren. Sofern seitens der Kreditinstitute qualifizierte Rangrücktritte ausgesprochen wurden, ist die Verbindlichkeit gegebenenfalls zu adjustieren.

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind mit ihrem Nennbetrag in Höhe von EUR 8.000.000,00 angesetzt, da keine Rangrücktritte seitens der Banken ausgesprochen wurden.

· Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag zu passivieren.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen werden mit dem Buchwert in Höhe von EUR 3.700.000,00 passiviert. Da kein Gläubiger einen Rangrücktritt ausgesprochen hat, ist der Wert im Überschuldungsstatus beizubehalten.

· Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen sind unter Liquidationsgesichtspunkten grundsätzlich mit ihrem Nennbetrag zu passieren, es sei denn, es liegen ausdrückliche Rangrücktrittsvereinbarungen vor.

Da durch die verbundenen Unternehmen gegenüber der Muster-GmbH kein ausdrücklicher Rangrücktritt ausgesprochen wurde, ist weiterhin der Nennbetrag der Verbindlichkeiten in Höhe von EUR 100.000,00 im Überschuldungsstatus zu passivieren.

· Verbindlichkeiten gegenüber beteiligten Unternehmen

Es gelten die vorstehenden Ausführungen analog. Da das Beteiligungsunternehmen, analog dem Gesellschafter, einen Rangrücktritt in Höhe von EUR 100.000,00 erklärt hat, reduziert sich die Verbindlichkeit der Muster-GmbH im Überschuldungsstatus entsprechend.

· Sonstige Verbindlichkeiten

Die sonstigen Verbindlichkeiten sind im Liquidationsfall mit den Nennbeträgen anzusetzen, sofern mit einer tatsächlichen Inanspruchnahme des Schuldnerunternehmens zu rechnen ist. Falls Forderungsverzichte seitens der Gläubiger ausgesprochen wurden, braucht eine Verbindlichkeit hierfür nicht mehr angesetzt werden.

Die sonstigen Verbindlichkeiten werden mit ihrem Nennbetrag in Höhe von EUR 500.000,00 passiviert.

· Verbindlichkeiten aus einem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag

Besteht zwischen dem Schuldnerunternehmen und einem anderen Unternehmen ein Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag, aufgrund dessen das Schuldnerunternehmen zum Verlustausgleich verpflichtet ist, so ist diese Verpflichtung zu passivieren. 

Die Muster-GmbH hat keine derartigen Verträge geschlossen.

· Passive Rechnungsabgrenzungsposten

Passive Rechnungsabgrenzungsposten sind im Liquidationsfall anzusetzen, da sie in jeder Weise Schulden des Unternehmens darstellen.

Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten werden mit ihrem Nennbetrag in Höhe von EUR 25.000,00 angesetzt.

1.3 Abschließende Beurteilung

Sofern im Rahmen der Überprüfung der Insolvenzgründe dem Unternehmen eine positive Fortbestehensprognose (Zahlungsfähigkeitsprognose) attestiert werden kann, ist gem. § 19 Abs. 2 InsO eine Überschuldungsprüfung obsolet.

Hat das betrachtete Unternehmen eine negative Fortbestehensprognose, aufgrund drohender (Insolvenzantragsrecht) oder bereits eingetretener Zahlungsunfähigkeit (Insolvenzantragspflicht), so hat das Unternehmen einen Überschuldungsstatus zu erstellen.

Das Ergebnis des Überschuldungsstatus zeigt ein negatives Reinvermögen, d.h. das Vermögen zu Liquidationswerten deckt nicht die Schulden. Somit ist das Unternehmen rechtlich überschuldet (Insolvenzantragspflicht). 
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